
ler auf eine Zukunft vorbereiten
müssten, die sie selbst nicht kennen
würden. „Wandel ist das neue Nor-
mal.“AbermandürfevorderVerän-
derung nicht sitzen wie das Kanin-
chen vor der Schlange und sich fra-
gen: „OhGott, wasmache ich über-
morgen?“ Kultus- und Wissen-
schaftsministerium würden ge-
meinsam dafür sorgen, dass es bald
mehr Studienplätze für Lehramts-
studierende gebe und die Ausbil-
dung insgesamt auch mehr Praxis-
anteile bekomme.

Qualität im blick behalten
Die Personalnot an den Schulen sei
aber ein Dauerproblem. Zweifellos
werdeman„ineineTalsohlemitwe-
niger Lehrkräften“ hineingehen.
Dabei gehe es dann gar nicht da-
rum,obdasLandGeld fürneueStel-
len bereitstelle. „Die Bewerberin-
nen und Bewerber werden schlicht
nicht da sein, wir werden sehenden
Auges in eine belastende Zeit ge-
hen“, so dieMinisterin.

Von Plänen, dieNachwuchskräf-
te schneller in den Beruf zu bekom-
men und etwa deswegen das Mas-
terstudium und das Referendariat
enger zu verzahnen, hält Hamburg
nicht viel.Willie „Wir dürfen in der
Mangeldebatte die Qualität nicht
aus dem Blick verlieren.“

Sie wies darauf hin, dass die
Durchfallquote an den niedersäch-
sischen Studienseminaren nur bei
3 Prozent liege. Aber dennoch sä-
henReferendare selbst ihrenVorbe-
reitungsdienst meist eher negativ.
Die Rede sei von Praxisschock,
Druck, Stress undAngst. Außerdem
sei die Lage an den Studiensemina-
ren sehr unterschiedlich.

referendare unterbezahlt?
Teilnehmer des Landesfachtages
wiesen darauf hin, dass gerade Re-
ferendare in ländlichen Gegenden,
die sich oft ein eigenes Auto kaufen
und weite Strecken im Job zurück-
legen müssten, mit einem Monats-
gehalt von 1500 Euro brutto viel zu
schlecht verdienten. Metallbau-
Azubis im zweiten Lehrjahrwürden
nicht viel weniger bekommen, und
die hätten keine fünf Jahre Studium
hinter sich, sagte eine Seminarleite-
rin.

Ministerin Hamburg erwiderte,
dassGeldnicht entscheidendsei, ob
sich jemand für einen Job entschei-
de oder nicht. Das habe der Bonus
gezeigt, der Referendaren auf dem
Land schon jetzt gezahlt werde.
Wichtiger seien die Lebensumstän-
de: Wie ist die Wohnsituation? Wie
der öffentliche Nahverkehr? Und
gibt es Kita-Plätze?

Viel Glück im Kampf gegen die Personalnot: Kultusministerin Julia Willie Hamburg bekommt vom Landessprecher Lehrerbildung, Heinz Kaiser, einen Topf Klee geschenkt. Foto: Katrin Kutter

so ist es bei PriVAtschulen

Wunsch nach mehr Geld
Personalnot ist nicht nur an den
öffentlichen, sondern auch an
den freien Schulen zusehends ein
Problem. Pädagoginnen und Pä-
dagogen fehlen laut Thomas
Weßler von der Schulstiftung im
BistumOsnabrück, die 21 Schu-
len in Niedersachsen und Bre-
men betreibt und der größte
Schulträger im Land ist, in vielen
Fächern. In denNaturwissen-
schaften, vor allem in Informatik,
das ab Sommer zunächst ab Jahr-
gang zehn Regelfach werden
soll, aber auch inMusik oder
Kunst. Es gelte, mit Quereinstei-
gern schnellstmöglich Abhilfe zu
schaffen.

Der Anteil der Kinder, die eine
Privatschule besuchen, hat sich
in der Vergangenheit kaum ver-
ändert. Ihre Quote lag nach An-
gaben des Kultusministeriums im
Schuljahr 2021/2022 bei rund
6,5 Prozent. Anders ausgedrückt:
Von 843.148 Schülerinnen und
Schülern insgesamt gingen

55.111 zu Schulen in freier Trä-
gerschaft. Im Schuljahr
2016/2017 betrug die Quote
knapp 6,3 Prozent. Damit ist der
Anteil der Privatschüler in fünf
Jahren um gut 0,2 Prozent gestie-
gen. Von einer Flucht der Fami-
lien ins Privatsystemwegen der
schlechten Unterrichtsversor-
gung an den öffentlichen Schu-
len kann also keine Rede sein.

Wer sich für eine private Schu-
le entscheide, tue dies aus vielen
Gründen, hieß es beimVerband
Deutscher Privatschulen. Das
Konzept und das Profil der jewei-
ligen Schule, aber auch die regio-
nalen Gegebenheiten spielten
dabei eine Rolle.

Der „spirit“ hilft
Allerdings gelingt es wohl an Pri-
vatschulenmanchmal besser,
Unterrichtsausfall abzumildern.
Möglicherweise liegt das an dem,
was Gabriele Joachimmeyer,
Vorsitzende der Arbeitsgemein-

schaft Freier Schulen, den beson-
deren „Spirit“ vieler freier Schu-
len nennt, das Gemeinschaftsge-
fühl, den inneren Zusammenhalt.
Da helfen eben längst pensio-
nierte Lehrkräfte nochmal frei-
willig aus oder kommen aus dem
Ruhestand gleich für ein ganzes
Schuljahr zurück, wenn eine
Lehrerin oder ein Lehrer in El-
ternzeit geht.

Übereinstimmendwünschen
sich die Vertreter der Privatschu-
len eine bessere Finanzierung
durch das Land. Vor einem Jahr
hatte der Amtsvorgänger von
Kultusministerin JuliaWillie
Hamburg (Grüne), Grant Hend-
rik Tonne (SPD), mit ihnen einen
„Letter of Intent“ zurWeiterent-
wicklung der Finanzierung
unterzeichnet. Passiert sei seit-
dem aber nichts, sagtWeßler. Da-
bei engagierten sich auch private
Schulen wie öffentliche bei der
Inklusion oder der Integration
geflüchteter Schüler. dö

Werden Lehrkräfte falsch ausgebildet?
Die Vorgaben sind viel zu alt, kritisiert der Landessprecher des Bundesarbeitskreises Lehrerbildung.

Er sagt: Pädagogen werden nicht auf die neuen Herausforderungen vorbereitet.

Hannover. Das Referendariat in der
Lehrkräfteausbildung gehört nach
Ansicht vonHeinz Kaiser, demLan-
dessprecherdesBundesarbeitskrei-
ses Lehrerbildung, dringend auf
den Prüfstand. Vieles aus demVor-
bereitungsdienst passe längst nicht
mehr zu den heutigen Anforderun-
gen, findet er.

Bewahren sei gut, aber nicht um
jeden Preis. Man könne Lehrkräfte
heute nicht mehr nach jahrhunder-
tealten Vorgaben ausbilden. Wäh-
rendeinerseits immerneueLernfor-
mate gefragt seien, würden ande-
rerseits angehende Lehrkräfte in
einem 45-Minuten-Unterricht be-
gutachtet.Überhauptseidiegesam-
te Lehrerausbildung nicht mehr
zeitgemäß.

„WirbildenseitJahrenwederbe-
darfsgerecht noch bedarfsorientiert
aus“, sagteKaiser zurEröffnungdes
diesjährigen Landesfachtages in
der Goetheschule in Hannover. Da-
mit meint er, dass viel zu wenige
Lehrkräfte insgesamt ausgebildet
werden, undwenn, dann für die fal-
schen Fächer oder die falschen
Schulformen. Bis 2025 würden
deutschlandweit 45.000 Pädagogen
fehlen, bis 2040 sogar 81.000.

Mehr stoff in kürzerer Zeit
Aufdie jungenLehrerkämenimmer
neueHerausforderungen zuwie In-
klusion, Migration, Demokratisie-
rung, Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, soziale Medien und
künstliche Intelligenz. Sie müssten
Schülern vermitteln, wie sie sich in
einer immer unübersichtlicheren
Welt zurechtfinden könnten. Wäh-
rend gleichzeitig die Anforderun-
gen gestiegen seien, habe man das
Referendariatzugleichvon24auf18
Monateverkürzt. „MehrStoff inwe-
niger Zeit beibringen – das geht
nicht.“ Wichtig sei es, dass die Aus-
bilder in denStudienseminarenund
die Mentoren in den Schulen quali-
fiziert würden, außerdem müsste
ein stärkeres Augenmerk auf die
Berufseinstiegsphase nach demRe-
ferendariat gelegt werden.

Keine Angst vormWandel
Niedersachsens Kultusministerin
Julia Willie Hamburg (Grüne) be-
tonte, es sei schwierig für Lehrkräf-
te, dass sie Schülerinnen und Schü-

Von Saskia Döhner

Die Bewerberinnen
und Bewerber werden
schlicht nicht da sein,
wir werden sehenden
Auges in eine belas-
tende Zeit gehen.

Julia Willie Hamburg,
Kultusministerin (Grüne)

Urlauber müssen für Strandkörbe mehr zahlen
Einige Betreiber an Nord- und Ostsee erhöhen die Preise / Direkter Platz am Wasser kann bis zu 20 Euro pro Tag kosten

Emden. Für viele Touristen an der
Küste gehört er einfach dazu: der
Strandkorb. Dieses Jahr allerdings
müssen Urlauber mehr für ihn be-
zahlen.AlsGründe für die Preisstei-
gerungen werden unter anderem
die gestiegenen Anschaffungs-, La-
gerungs- und Personalkosten ge-
nannt.

Zum Beispiel Borkum: Auf der
ostfriesischen Insel haben die
18 Vermieter die Preise für Strand-
körbe und Strandzelte um rund
15 Prozent angehoben. Für einen
Tag sind Zelt oder Korb nun für
13 Euro zu haben, wie Marius Ok-
ken, Vorsitzender des Borkumer
Strandzeltvereins, sagte. Die allge-
meine Preissteigerung treffe auch
die Strandkorbvermieter. Nicht nur
die Anschaffungskosten für neue
Körbe hätten sich in den vergange-
nen Jahren massiv verteuert, auch
für die Lagerung müsse mehr Geld
ausgegeben werden, sagte Okken.
Spiekeroog und Langeoog erhöhen

die Preise für Strandkörbe nach
eigenen Angaben nicht – dieMiete
liegt aber auf einem ähnlichen
Niveau.

Auch im schleswig-holsteini-
schen St. Peter-Ording wurden die
Preise erhöht – in der Hochsaison
auf 12 Euro. „Die Preisemussten er-
höht werden, da die Anschaffung
von Strandkörben, die Unterhal-
tungderStrandkörbeunddiePerso-
nalkosten gestiegen sind“, sagte
eine Sprecherin der Tourismuszent-
rale.

In Westerland und Rantum auf
Sylt seien die Preise gleich geblie-
ben, wie eine Sprecherin des Sylt
Tourismus-Service sagte. Ein
Strandkorb in Rantum und Wester-
land kostet je nach Lage etwa 12 bis
15 Euro am Tag. In List wurde die
Preisstruktur für die Strandkorbver-
mietung von Anfang Mai bis Ende
September nach Angaben der Ge-
meinde überarbeitet. In diesenMo-
naten kosten die Körbe nun 10 statt

8 Euro pro Tag. In der Hauptreise-
zeit ist der Tagespreis bei 10 Euro
belassen worden.

Vermietung ein saisongeschäft
Der Strandkorbvermieter beach.de
imOstseebadWarnemündehat sich
nach langer Überlegung gegen
Preiserhöhungen entschieden. Da-
mit solledenBesucherndeutlichge-
machtwerden:„KommenSiezuuns
an den Strand, hier ist dieWelt noch
in Ordnung“, begründete das
UnternehmendieEntscheidung.Ab
15 Euro ist ein Tageskorb am Textil-
strand zu haben. In der Strandoase
Treichel gelten auch Vorjahrestari-
fe: 14 bis 15 Euro Tagessatz und 500
bis 600 Euro pro Saison.

An der Südostküste Rügens ha-
ben sich die meisten Vermieter den
Angaben zufolge auf eine Preis-
erhöhung von 10 auf 12 Euro pro
KorbundTagverständigt. „DieVer-
mietung ist ein Saisongeschäft. Die
Nachfrage konzentriert sich auf

zwei, drei Sommermonate. Um bei
den aktuellen Preissteigerungen
über die Runden zu kommen,muss-
ten auch wir die Preise anheben“,
erklärte Martin Grimmer vom Süd-
strand in Sellin. Im benachbarten
Binz ist es deutlich teurer. Die Ver-
mietungsapp Beachnow ruft für
Binz Tagespreise von 16 Euro auf.

In Scharbeutz an der Lübecker
Bucht sind die Mietpreise für
Strandkörbe direkt am Meer teurer
als in der zweiten Reihe. „Einige
Vermieterhabensich füreinesolche
Preisstaffelung entschieden“, sagte
der Vorsitzende des Landesverban-
des der Strandkorbvermieter, Mar-
cus Bade. „Bei ihnen kosten Körbe
direkt am Meer bis zu 20 Euro pro
Tag.“ Andere Vermieter seien bei
ihren bisherigen Preisen geblieben
oder hätten sie nur moderat erhöht.
In Timmendorfer Strand liegen die
Tagesmieten für Strandkörbe nach
Angaben des Bades zwischen 11
und 17 Euro am Tag.

Noch werden sie nicht benutzt: Strandkörbe stehen schön in Reihe am Tim-
mendorfer Strand. Foto: Christian Charisius/dpa
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